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Arbeitsrecht 

➢ Zum vertraglich vereinbarten Verzicht auf gesetzlichen Mindesturlaub 
 
In einem noch bestehenden Arbeitsverhältnis kann ein Arbeitnehmer nicht rechtswirksam auf den 
ihm laut dem Bundesurlaubsgesetz noch zustehenden gesetzlichen Mindesturlaub „verzichten“. 
Dies gilt selbst dann, wenn dieser Verzicht durch einen gerichtlichen Vergleich vereinbart wird. Der 
Arbeitnehmer kann daher trotz Verzichtserklärung später immer noch fordern, dass nicht gewährter 
gesetzlicher Mindesturlaub abgegolten wird. Der Arbeitgeber darf hier nicht auf den Bestand einer 
offensichtlich rechtswidrigen Regelung vertrauen und kann daher nicht die Einrede der Treuwidrig-
keit infolge widersprüchlichen Verhaltens erheben. 
 
Bundesarbeitsgericht, Urteil vom 03.06.2025 – 9 AZR 104/24 – 

➢ BAG: Arbeitgeber darf Arbeitsentgeltabrechnung auch digital machen 

Der Arbeitgeber hat dem Arbeitnehmer gemäß § 108 Abs. 1 Satz 1 der Gewerbeordnung (GewO) bei 
Zahlung des Arbeitsentgelts eine Abrechnung in Textform zu erteilen. Diese Verpflichtung kann er 
grundsätzlich auch dadurch erfüllen, dass er die Abrechnung als elektronisches Dokument zum Abruf 
in ein passwortgeschütztes digitales Mitarbeiterpostfach einstellt. 
 
Bundesarbeitsgericht, Urteil vom 28. 01.2025 – 9 AZR 48/24 – 

Baurecht 

➢ Bauleitung nach LBO ≠ Bauleitung nach HOAI 
 
Die Pflichten des Architekten als Bauleiter nach LBO sind darauf beschränkt, sicherzustellen und zu 
kontrollieren, dass die Bauarbeiten gemäß den öffentlich-rechtlichen Anforderungen 
ordnungsgemäß und fristgemäß ausgeführt werden. Im Rahmen der Bauleitung im Sinne der 
Landesbauordnung nimmt der Architekt die öffentlich-rechtlichen Pflichten gegenüber der 
Bauaufsichtsbehörde wahr. Der Bauleiter ist dafür zuständig, zu überwachen, dass die 
Baumaßnahme entsprechend den öffentlich-rechtlichen Anforderungen durchgeführt wird. Der 
Objektüberwacher schuldet in der Leistungsphase 8 HOAI dagegen die Überwachung der 
Ausführung des Objektes gemäß den vertraglichen zivilrechtlichen Vereinbarungen mit dem 
Bauherrn. 
 
OLG Schleswig, Urteil vom 14.04.2026 - 12 U 37/25 vorhergehend: LG Flensburg, 31.03.2026 - 12 O 55/24 
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